Aus dem Landtag

Nach energischen Protesten der Gewerkschaften Weihnachtsgeld einstimmig beschlossen

Am 7. März 2007 verabschiedete der Landtag einstimmig das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Sonderzahlungen im Land Brandenburg, wobei sich nicht alle Abgeordneten an der Abstimmung beteiligten.

Damit ist die ursprünglich von Finanzminister Rainer Speer geplante Streichung des Weihnachtsgeldes endgültig vom Tisch.

In den Jahren 2007 bis 2009 erhalten die Beamten im Dezember einen Grundbetrag von 500,- €, Beamte im Vorbereitungsdienst 150,- € und Versorgungsempfänger 250,- €. Hat das Land Mehreinnahmen an Steuern, dann erhalten Beamte einen Aufstockungsbetrag je nach Höhe der Steuermehreinnahmen bis zu 540,- €, Beamte im Vorbereitungsdienst bis zu 162,- € und Versorgungsempfänger bis zu 270,- €. 

Ohne Protest kein Ergebnis

Heinz Vietze von der Linkspartei.PDS betonte, dass dieses Ergebnis ohne die Proteste der Gewerkschaften und öffentlichen Druck nicht zu Stande gekommen währe.

Er zeigte sich erfreut vom Wandel der Meinungen. Abgeordnete von SPD und CDU hätten zunächst den Gesetzentwurf der Regierung zur Streichung als alternativlos verteidigt. Es gäbe keinen Verhandlungsspielraum oder man  müsse höhere Nettokredite aufnehmen und noch mehr Personal abbauen. Der Beifall der Linkspartei für die Forderungen der Gewerkschaften sei verantwortungslos.

In zweiter Lesung läge nun ein Gesetz vor, das mit dem der Regierung nichts mehr zu tun habe. Hier zeige sich, dass es eben doch Alternativen in Brandenburg gäbe und es gehe, wenn man wolle.

Mike Bischoff von der SPD verwies darauf, dass der Änderungsantrag auf den Gesprächen der Landesregierung mit den Gewerkschaften beruhe. Er sei ein tragfähiger Kompromiss. Es sei richtig miteinander zu reden als übereinander. Er räumte ein, dass die Reglung dem Land keinen Cent mehr koste.

Ost-West-Angleichung noch in diesem Jahr regeln

Der Redner verwies darauf, dass es einen zweiten Kernpunkt der Gesamtpaketlösung gäbe, nämlich die schrittweise Anpassung der Einkommensverhältnisse zwischen Ost und West. Er gehe davon aus, dass das noch in diesem Jahr verbindlich geregelt werde.

Saskia Funck von der CDU meinte, wir hätten es mit einer unendlichen Geschichte zu tun, die mit der Abstimmung einen guten Ausgang fände. Es habe keiner gesagt, dass die ursprüngliche Reglung alternativlos sei, dann bräuchte man ja Politik nicht zu gestalten. Aber der eingeschlagene Konsolidierungskurs der Landesregierung sei alternativlos. Der ursprünglich vorgelegte Entwurf sei ein ziemlich radikaler Schritt gewesen. Darüber sei diskutiert worden und die Fraktion werde dem Kompromiss zustimmen. Saskia Funck betonte, dass wir einen intensiven Dialog zwischen öffentlichem Dienst und Politikern der Legislative bräuchten. In Zukunft gehe es um Besoldungsfragen im Rahmen der Föderalismusreform und um die zukünftigen Kernaufgaben des Staates. Beide Redner der Koalitionsfraktionen von SPD und CDU verwiesen darauf, dass das Gesetz nur bis 2009 gelte.

Für die Regierung benannte Rainer Speer die Kosten, die durch den Kompromiss zu tragen seien, wobei er behauptete 2003 sei das Weihnachtsgeld in Höhe von 60 – 80 % eines Monatsgehaltes gezahlt worden.

Alle  Forderungen der Gewerkschaften zu erfüllen, währe haushaltspolitisch nicht zu verkraften gewesen. Er versicherte dass die Landesregierung bis zum Sommer das Gesetz zur linearen Gehaltserhöhung einbringen werde und dabei die Spitzenverbände einbezogen werden.

A.B.

